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2. im Einklang mit Resolution 973 (X) der Generalver-
sammlung vom 15. Dezember 1955 ist der jeweilige Anteil der
Mitgliedstaaten an den Guthaben im Steuerausgleichsfonds
auf ihre veranlagten Beiträge anzurechnen, und zwar ein Ge-
samtbetrag von 240.912.700 Dollar, der sich wie folgt zusam-
mensetzt:

a) 200.867.400 Dollar, entsprechend der Hälfte der von
der Versammlung in ihrer Resolution 60/247 B bewilligten ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe;

b) 7.377.600 Dollar, entsprechend den von der Ver-
sammlung in ihrer Resolution 60/281 bewilligten geschätzten
Mehreinnahmen aus der Personalabgabe;

c) 127.300 Dollar, entsprechend den von der Versamm-
lung in ihrer Resolution 60/283 bewilligten geschätzten Mehr-
einnahmen aus der Personalabgabe;

d) 31.547.800 Dollar, entsprechend den von der Ver-
sammlung in Resolution B bewilligten geschätzten Mehrein-
nahmen aus der Personalabgabe;

e) 992.600 Dollar, entsprechend den Mehreinnahmen
aus der Personalabgabe für den Zweijahreshaushalt 2004-
2005 verglichen mit den von der Versammlung in ihrer Reso-
lution 60/245 B vom 23. Dezember 2005 bewilligten revidier-
ten Ansätzen.

RESOLUTION 61/254

Verabschiedet auf der 84. Plenarsitzung am 22. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/667, Ziff. 8).

61/254. Rahmenentwurf des Programmhaushaltsplans
für den Zweijahreszeitraum 2008-2009

Die Generalversammlung,
in Bekräftigung ihrer Resolution 41/213 vom 19. Dezem-

ber 1986, in der sie den Generalsekretär ersuchte, in den Nicht-
Haushaltsjahren den Rahmenentwurf des Programmhaus-
haltsplans für den darauf folgenden Zweijahreszeitraum vor-
zulegen,

sowie in Bekräftigung des Abschnitts VI ihrer Resolution
45/248 B vom 21. Dezember 1990,

ferner in Bekräftigung der Regel 153 ihrer Geschäftsord-
nung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 58/269 vom 23. De-
zember 2003,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
den Rahmenentwurf des Programmhaushaltsplans für den
Zweijahreszeitraum 2008-2009160 und der Empfehlungen in
dem entsprechenden Bericht des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen161,

1. bekräftigt, dass der Fünfte Ausschuss der zuständige
Hauptausschuss der Generalversammlung ist, dem die Verant-
wortung für Verwaltungs- und Haushaltsfragen obliegt;

2. schließt sich den Bemerkungen und Empfehlungen in
dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen161 an;

3. erklärt erneut, dass der Rahmenentwurf des Pro-
grammhaushaltsplans folgende Angaben zu enthalten hat:

a) einen Voranschlag der erforderlichen Mittel für das
geplante Tätigkeitsprogramm während des Zweijahreszeit-
raums;

b) Prioritäten, die die allgemeinen Tendenzen nach
Hauptbereichen widerspiegeln;

c) das reale positive oder negative Wachstum im Ver-
gleich zum vorhergehenden Haushalt;

d) den Umfang des außerordentlichen Reservefonds,
ausgedrückt als Prozentsatz der Gesamtmittel; 

4. erklärt außerdem erneut, dass der Rahmen-Haus-
haltsplan eine größere Vorhersehbarkeit des Mittelbedarfs für
den darauf folgenden Zweijahreszeitraum gestatten, eine stär-
kere Mitwirkung der Mitgliedstaaten am Haushaltsprozess
fördern und somit eine möglichst weitgehende Einigung in Be-
zug auf den Programmhaushaltsplan erleichtern soll; 

5. erklärt ferner erneut, dass die in den Haushaltsvor-
anschlägen des Generalsekretärs angesetzten Mittel so bemes-
sen sein sollen, dass sie die volle, effiziente und wirksame
Durchführung der Mandate erlauben; 

6. stellt fest, dass der Rahmen-Haushaltsplan einen Vor-
anschlag der Mittel darstellt;

7. bittet den Generalsekretär, seinen Entwurf des Pro-
grammhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2008-2009
auf der Grundlage eines Voranschlags von 4.194.726.800 US-
Dollar auf der berichtigten Basis 2006-2007 zu erstellen;

8. beschließt, dass der Entwurf des Programmhaus-
haltsplans für den Zweijahreszeitraum 2008-2009 die Neukal-
kulation auf der Grundlage der bestehenden Methode vorsehen
soll;

9. beschließt außerdem, dass für den Zweijahreszeit-
raum 2008-2009 folgende Prioritäten gelten:

a) Wahrung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit;

b) Förderung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums
und einer nachhaltigen Entwicklung im Einklang mit den ein-
schlägigen Resolutionen der Generalversammlung und den
jüngsten Konferenzen der Vereinten Nationen; 

c) Entwicklung Afrikas;
d) Förderung der Menschenrechte;
e) wirksame Koordinierung der humanitären Hilfsmaß-

nahmen;
f) Förderung der Gerechtigkeit und des Völkerrechts;
g) Abrüstung;
h) Drogenkontrolle, Verbrechensverhütung und Be-

kämpfung des internationalen Terrorismus in allen seinen Ar-
ten und Erscheinungsformen;

160 A/61/576.
161 A/61/615.
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10. ersucht den Generalsekretär, in Anbetracht seiner in-
dikativen Voranschläge im Rahmenentwurf des Haushalts-
plans, bei der Vorlage des Entwurfs des Programmhaushalts-
plans für den Zweijahreszeitraum 2008-2009 die in Ziffer 9
genannten Prioritäten zu berücksichtigen; 

11. beschließt, dass der außerordentliche Reservefonds
auf 0,75 Prozent des Voranschlags, das heißt auf
31.460.500 Dollar, festgesetzt wird und dass dieser Betrag zu-
sätzlich zu der Gesamthöhe des Voranschlags zur Verfügung
steht und im Einklang mit den Verfahren für die Nutzung und
Verwaltung des außerordentlichen Reservefonds zu verwen-
den ist;

12. ersucht den Generalsekretär, die Erfahrungen mit der
Inanspruchnahme des außerordentlichen Reservefonds zu prü-

fen und der Generalversammlung auf ihrer zweiundsechzig-
sten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

13. nimmt Kenntnis von der Bemerkung in Ziffer 9 des
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen161 betreffend den Versuch, dem Generalse-
kretär einen gewissen Handlungsspielraum beim Haushalts-
vollzug einzuräumen;

14. verweist auf Abschnitt III ihrer Resolution 60/283
vom 7. Juli 2006 und betont, dass die versuchsweise Einräu-
mung eines gewissen Handlungsspielraums beim Haushalts-
vollzug keine Veränderung der Bestimmungen betreffend die
Inanspruchnahme des außerordentlichen Reservefonds bein-
haltet.




